
Voraussetzung der Einheit von Werktätigen und 
Rechtspflege ist aber auch, daß die Richter aus den 
breiten Schichten des Volkes hervorgehen. Die west­
deutschen Politiker, die nach den ersten Richter­
lehrgängen in der damaligen sowjetischen Be­
satzungszone über unsere Volksrichter spotteten, 
kennzeichneten allein damit die westdeutsche Justiz 
als eine volksfremde Klassenjustiz. Daß dort noch 
heute die Richter aus einer kleinen Schicht hervor­
gehen, zeigt eine Untersuchung über 856 Richter 
westdeutscher Oberlandesgerichte aus dem Jahre
1962. Von diesen Richtern kamen aus wohlhaben­
den Kreisen des Bürgertums 95,1 %, aus dem 
Mittelstand 2,7 % und aus anderen Schichten 2,2 %>. 
Im zweiten Weltkrieg waren von diesen 856 Rich­
tern 420 Offiziere oder Wehrmachtsbeamte im 
Offiziersrang in der Hitler-Wehrmacht. Es sei nur 
am Rande vermerkt, daß auch heute der west­
deutsche Richternachwuchs zum großen Teil in den 
schlagenden Studentenverbindungen an den Uni­
versitäten den nötigen Kastengeist anerzogen er­
hält. Wären diese Richter gezwungen, sich öffentlich 
zur Wahl zu stellen und vor der westdeutschen Be­
völkerung Auskunft über ihre bisherige Tätigkeit 
zu geben, so würde kein Blutrichter mehr auf einem 
westdeutschen Richterstuhl sitzen und dort Anti­
faschisten und Friedenskämpfer verurteilen. Sie 
würden verschwinden wie Kanter und Fränkel.

In der Deutschen Demokratischen Republik sind 
ihrer sozialen Herkunft nach 74,1 % der heute 
tätigen Richter Arbeiter, 3 % Bauern, 12,7 % An­
gestellte; 10,2 % entstammen den Mittelschichten. 
31 % unserer Richter sind Frauen. Wir können des­
halb mit Recht sagen, daß in unserem Arbeiter-und- 
Bauern-Staat die Richter aus dem werktätigen 
Volk hervorgegangen sind.

Vor allen Richtern steht die vom Staatsrat gestellte 
Aufgabe, sich eng mit dem Leben der Werktätigen 
zu verbinden, tief in die Gesetzmäßigkeiten der ge­
sellschaftlichen Entwicklung einzudringen und die 
Probleme des sozialistischen Aufbaues, besonders 
der Entwicklung der Volkswirtschaft, zu kennen. 
Angesichts der Richterwahlen sollte sich jeder Lei­
ter eines Gerichts die Frage vorlegen, welche Fort­
schritte bei der Lösung dieser wichtigen Aufgabe 
die Richter seines Verantwortungsbereichs seit der 
Verabschiedung des Rechtspflegeerlasses gemacht 
haben; jeder Richter sollte überlegen, in welchem 
Umfange er selbst bereits diesen hohen Anforde­
rungen Rechnung trägt.

Enge Verbindung mit den Werktätigen schließt eine 
bürokratische und formale Arbeitsweise aus. Der 
Rechtspflegeerlaß und das neue Gerichtsverfas­
sungsgesetz verlangen, mit der alten Methode der 
Vorbereitung und Durchführung gerichtlicher Ver­
fahren Schluß zu machen. Ich- verweise hierzu auf 
meine Darlegungen zum neuen GVG, insbesondere 
über § 2 dieses Gesetzes (NJ 1963 S. 321 ff.). Des­
halb steht vor den Richtern angesichts eines zeit­
weise erhöhten Arbeitsanfalls nicht die Frage, ob 
sie die Rückstände nach alten Arbeitsmethoden auf- 
holen sollen, um dann nach dem Rechtspflegeerlaß 
zu arbeiten. Die Gerichte sind vielmehr gesetzlich 
verpflichtet, den Staatsratserlaß und das GVG bei 
jedem Verfahren strikt zu beachten. Das ist auch

der einzige Weg, um gesellschaftliche Kräfte zu 
mobilisieren und dadurch die Ursachen und begün­
stigenden Bedingungen neuer. Straftaten auszu- 
räumen.
Entsprechendes gilt für das Zivil- und Familien­
verfahren. Nur durch eine gesellschaftlich wirksame 
Durchführung von Mietprozessen wird zum Beispiel 
die in einigen Orten anzutreffende Konzentration 
von Mietrückständen bei Bürgern mit gutem Ein­
kommen überwunden werden. Auch an die Ur­
sachen der Ehescheidungen zahlreicher junger Ehen 
werden wir nur durch gründliche Behandlung der 
Fragen der sozialistischen Moral und — bei aller 
Kompliziertheit der aufgeworfenen Probleme — 
durch Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte heran­
kommen.

Welche großen Möglichkeiten die arbeitsrechtlichen 
Verfahren geben, um den Gleichklang der Tätigkeit 
der Rechtspflegeorgane mit der gesellschaftlichen 
Entwicklung herzustellen, bedarf keiner näheren 
Begründung. Um so bedenklicher ist die Tatsache, 
daß nach den Feststellungen des Obersten Gerichts 
die Zahl der von den Kammern und Senaten für 
Arbeitsrechtssachen ausgesprochenen Gerichtskriti­
ken im zweiten Halbjahr 1963 zurückgegangen ist. 
Obwohl die Ursachen dieser Erscheinung noch nicht 
untersucht werden konnten, sei bereits jetzt die 
Aufmerksamkeit der Leiter der Gerichte darauf 
gelenkt.
Auch bei der Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
in das Strafverfahren können wir mit bürokrati­
schen Methoden keine Erfolge erzielen. Der Rechts­
pflegeerlaß legt die gemeinsame Verantwortung 
aller Strafverfolgungsorgane für die Lösung dieser 
Aufgabe fest. Untersuchungsorgan, Staatsanwalt 
und Gericht haben zu sichern, daß dieses Ziel des 
Erlasses verwirklicht wird. Dabei müssen wir kri­
tisch einschätzen, daß diese gemeinsame Aufgabe 
bisher noch unzureichend gelöst ist. So nehmen vor 
allem die Vertreter der Kollektive der Werktätigen 
noch nicht in allen Strafverfahren den ihnen ge­
bührenden Platz ein. Die Zahl der gesellschaft­
lichen Ankläger und Verteidiger steigt langsam an; 
sie wurden im November 1963 in rund 8 % der 
Strafverfahren tätig. Dabei haben wir nie einen 
Zweifel darüber gelassen, daß gesellschaftliche An­
kläger oder Verteidiger nur in geeigneten Straf­
verfahren — nicht etwa in der Mehrzahl — in Be­
tracht kommen.
Wenn wir jetzt anläßlich der Richterwahlen Bilanz 
ziehen, so kann die Schlußfolgerung nur lauten: 
Alle Strafverfolgungsorgane haben im Rahmen 
ihrer spezifischen Aufgabenstellung ihren Beitrag 
zu leisten, um die Teilnahme gesellschaftlicher 
Kräfte am Strafverfahren noch umfassender und 
wirksamer zu gestalten. Diese Aufgabe kann nicht 
durch Auseinandersetzungen über den Verantwor­
tungsbereich des jeweiligen Organs gelöst werdend 
wie sie an einigen Stellen im Zusammenhang mit 
Fällen der Rückgabe der Sache an den Staatsanwalt 
nach § 174 StPO entstanden sind. Daß diese Frage 
übrigens nicht sehr große Bedeutung hat, beweist 
die Tatsache, daß die Rückgaben an die Staats­
anwaltschaft in den letzten Monaten kein nennens­
wertes Ansteigen zeigen. Richtig kann man diese


